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I. Einführung 

Seit Januar 2023 gilt das neue Betreuungsrecht mit dem dazugehörigen 

Betreuungsorganisationsgesetz (BtOG). Die Überörtliche Arbeitsgemeinschaft für das 

Betreuungswesen in NRW (ÜAG) hat sich die Aufgabe gestellt, an der Weiterentwicklung des 

Betreuungsrechts mitzuarbeiten. Diese Handreichung soll dazu beitragen, die Schnittstellen 

zwischen speziellen Beratungs- und Unterstützungspflichten auf der einen Seite und der 

rechtlichen Betreuung auf der anderen Seite zu veranschaulichen.  

Die Stärkung der Wünsche der betreuungsbedürftigen Personen und die Beratung über 

betreuungsvermeidende Hilfen durch die Betreuungsbehörden stellen wichtige Punkte im 

neuen Gesetz dar. Neben der Beratung über diese Hilfen soll auch die Vermittlung in diese 

Hilfsangebote Aufgabe der Betreuungsbehörden sein. In NRW wird zunächst in mehreren 

Städten und Kreisen modellhaft über einen Zeitraum von fünf Jahren erprobt, wie diese 

Beratung über und Vermittlung der betreuungsvermeidenden Hilfen in der Praxis tatsächlich 

aussehen kann.  

Das Modellprojekt steht unter der Federführung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 

und Soziales in NRW (MAGS). Die Arbeit in den Städten und Kreisen wird wissenschaftlich 

begleitet und ausgewertet. Untersucht wird die Umsetzung u.a. der „Erweiterten 

Unterstützung“ im Sinne des § 11 Abs. 3 BtOG. Während der Laufzeit des Modellprojekts 

sind alle anderen Städte und Kreise nicht verpflichtet, nach der Maßgabe des § 11 Abs. 3 

BtOG tätig zu werden. 

Trotzdem wird natürlich in jedem Betreuungsverfahren geprüft werden müssen, ob es 

anderweitige Hilfen gibt, die eine Betreuung vermeiden könnten. Hierzu ist für die 

Mitarbeiter*innen der Betreuungsbehörden eine gute Kenntnis über die vielfältigen 

anderweitigen Hilfen vor Ort von großer Bedeutung. 

Mit dieser Handreichung möchte die ÜAG in NRW einen Überblick geben, welche anderen 

Maßnahmen, wie zum Beispiel Vorsorgevollmachten, Betreuungsverfügungen und 

Ehegattennotvertretung dabei helfen können, Betreuungen zu vermeiden. Des Weiteren 

sollen die wesentlichen anderen Beratungs- und Unterstützungsangebote vorgestellt 

werden, die ebenfalls geeignet sind, die Anordnung einer rechtlichen Betreuung zu 

vermeiden. Es handelt sich hierbei unter anderem um die Pflegeberatung, die 

Schuldnerberatung, die Sozialpsychiatrischen Dienste, die Eingliederungshilfe u.v.m.. 

Auch wenn sich diese Handreichung zuerst an die Mitarbeiter*innen der 

Betreuungsbehörden richtet, ist sie natürlich auch geeignet, den Mitarbeiter*innen der 

beschriebenen Beratungsstellen und weiteren Institutionen aus dem psychosozialen 

Hilfsangebot Informationen über das neue Betreuungsrecht und den sich daraus ergebenden 

Anforderungen und Möglichkeiten zu geben. 

 



2 
 

 

II. Aufgaben der Betreuungsbehörde 

Die Betreuungsbehörden haben vielfältige Aufgaben. Sie sind dafür zuständig, im Rahmen 

der sogenannten Sachverhaltsermittlung zu klären, ob und wenn ja, in welchem Umfang 

eine rechtliche Betreuung im Einzelfall erforderlich ist. Hierzu gehört selbstverständlich die 

Prüfung, ob es andere Hilfen gibt, die eine rechtliche Betreuung vermeiden könnten und ob 

diese Hilfen auch tatsächlich vor Ort vorhanden sind.  

Somit müssen Mitarbeiter*innen einer Betreuungsbehörde einen guten Überblick über die 

in der Region vorhandenen Hilfs- und Unterstützungsangebote haben. Darüber hinaus 

sollten sie auch die verschiedenen Netzwerkstrukturen vor Ort kennen und idealerweise 

dort mitwirken. Die Zusammenarbeit mit diesen Netzwerken ist für eine erfolgreiche Arbeit 

in der Betreuungsbehörde sinnvoll und notwendig. 

Bei den unterschiedlichen Netzwerken kann es sich u.a. um gemeindepsychiatrische 

Netzwerke (z.B. Gemeindepsychiatrische Verbünde), um Netzwerkstrukturen der Altenhilfe, 

um Arbeitskreise für Menschen mit Behinderung, Arbeitskreise zum Thema Sucht, 

Beratungsangebote der Wohlfahrtsverbände, ehrenamtliche Netzwerke und 

selbstverständlich auch um Selbsthilfestrukturen und Angehörigenverbände handeln.  

Wichtig ist es, dass die Beratungen der Betreuungsbehörden und natürlich auch der 

Betreuungsvereine und anderer Anbieter möglichst barrierefrei angeboten werden. Die 

unterschiedlichen Behinderungsarten, wie z.B. Seh- und Hörbehinderungen, 

Mobilitätseinschränkungen, Lernbeeinträchtigungen und geistige Behinderungen, sowie 

Sprachbarrieren, sollten beachtet werden. Um diese zu gewährleisten, sind im Einzelfall 

Hausbesuche anzubieten, Fahrdienste zu vermitteln. Die Informationen sollten in geeigneter 

Form zur Verfügung gestellt werden (z.B. in leichter Sprache).  

Die Mitarbeiter*innen der Betreuungsbehörde sind nach BtOG verpflichtet, die 

Erforderlichkeit einer rechtlichen Betreuung zu prüfen. Die Betreuungsbehörde kann im 

Rahmen ihrer Aufgaben nach § 5 Abs. 1 BtOG allgemein über betreuungsvermeidende 

Maßnahmen beraten und auf Hilfen hinweisen, die geeignet sind, die Erforderlichkeit einer 

Betreuerbestellung entfallen zu lassen. („Ein Betreuer darf nur bestellt werden, wenn dies 

erforderlich ist. Die Bestellung eines Betreuers ist nicht erforderlich, soweit die 

Angelegenheiten des Volljährigen durch andere Hilfen, bei denen kein gesetzlicher Vertreter 

bestellt wird, erledigt werden können, insbesondere durch solche Unterstützung, die auf 

sozialen Rechten oder anderen Vorschriften beruht“.) 

 

Nach § 8 Abs. 1 BtOG kann weiter bei Anhaltspunkten für einen Betreuungsbedarf dem 

Betroffenen ein Unterstützungs- und Beratungsangebot unterbreitet werden. Nach Satz 2 können 

im nächsten Schritt betreuungsvermeidende Hilfen mit Zustimmung des Betroffenen vermittelt 

werden.  
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Im gerichtlichen Verfahren hat sie dann nach § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 2 BtOG über die 

Erforderlichkeit der Betreuung einschließlich anderer Hilfen (hier wird § 1814 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 BGB 

genannt) berichten und vorher entsprechend zu prüfen. 

 

§ 8 BtOG konkretisiert nochmals die Erwartungen an die Betreuungsbehörde.  Sie soll … 

- andere Hilfen mit Zustimmung der Betroffenen vermitteln 

- einen Kontakt zwischen den Betroffenen und dem Beratungs- und 

Unterstützungsangebot des sozialen Hilfesystems herstellen 

- bei antragsabhängigen Leistungen die Betroffenen dabei unterstützen, die 

notwendigen Anträge selbst zu stellen 

- zur Vermittlung anderer Hilfen zur Betreuungsvermeidung mit den zuständigen 

Sozialleistungsträgern zusammenarbeiten. 

Einen ähnlichen Verweis gibt es auch in § 17 Nr. 4 SGB I : „Die Leistungsträger arbeiten mit 

den Betreuungsbehörden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zur Vermittlung geeigneter Hilfen 

zur Betreuungsvermeidung zusammen. Soziale Rechte dürfen nicht deshalb abgelehnt, 

versagt oder eingeschränkt werden, weil ein rechtlicher Betreuer nach § 1814 Absatz 1 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs bestellt worden ist oder bestellt werden könnte.“ 

Gegebenenfalls können Teilaufgaben der Betreuungsbehörden an Betreuungsvereine 

delegiert werden. Es gibt Beispiele für die Delegation von Teilen der Sachverhaltsaufklärung 

durch Betreuungsbehörden an ortsansässige Betreuungsvereine. Das ist eine Möglichkeit, 

das fachliche Knowhow und die Vernetzungsstrukturen in den Betreuungsvereinen zu 

nutzen und entlastet kommunale Strukturen. 

Das Instrument der erweiterten Unterstützung ermöglicht ebenfalls eine intensivere Klärung 

in geeigneten Fällen und kann ebenfalls an Betreuungsvereine oder Berufsbetreuer delegiert 

werden. 

Betreuungsvereine informieren nicht nur „planmäßig über allgemeine betreuungsrechtliche 

Fragen, Vorsorgevollmachten, Betreuungsverfügungen und Patientenverfügungen“ (§ 15 

Abs. 1 BtOG), sondern „können im Einzelfall Betroffene, Angehörige und sonstige Personen 

zu allgemeinen betreuungsrechtlichen Fragen, zu Vorsorgevollmachten und über andere 

Hilfen nach § 5 Abs. 1, bei denen kein Betreuer bestellt wird, beraten.“ (§ 15 Abs. 3 BtOG). 

 

a. Beratung über Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfügungen 

§ 5 BtOG beinhaltet u.a. die Beratungspflicht der Behörde über Vorsorgevollmachten.  

Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfügungen sind sicherlich gut geeignet, um im 

Bedarfsfall eine rechtliche Betreuung zu vermeiden. Die Bürgerinnen und Bürger nutzen 

gerne entsprechende Beratungsangebote von Kommunen oder freien Trägern. Die Notariate 

sind auch regelmäßig bei der Erstellung von Vorsorgevollmachten beteiligt. Überwiegend 
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werden dann Formularvordrucke verwendet. Inhaltlich sind es oft Muster des Landes NRW 

oder des Bundesjustizministeriums. Sie sind häufig textlich stark an diesen Vorbildern 

angelehnt. Was bedeutet, dass es oft Generalvollmachten sind. Damit können dann 

theoretisch fast alle Angelegenheiten geregelt werden. 

In § 1820 Abs. 1 BGB n.F. ist geregelt, dass jemand, der von einem Betreuungsverfahren für 

eine bestimmte Person weiß und eine Vorsorgevollmacht von ihr hat, das Betreuungsgericht 

informieren muss.  

 

Wenn der Vollmachtgeber wünscht, dass der Bevollmächtigte in den folgenden Bereichen 

Entscheidungen fällen darf, müssen diese ausdrücklich erwähnt werden (§ 1820 Abs. 2 BGB 

n.F.): 

 Die Einwilligung in Maßnahmen nach § 1829 Abs. 1 Satz 1u. Abs. 2 BGB (z.B. Eingriffe, 

die möglicherweise lebensgefährlich sind und deren Ablehnung) 

 Die Einwilligung in freiheitsentziehenden Maßnahmen nach § 1831 Abs. 1 u. 4 BGB 

n.F. 

 Die Einwilligung in ärztliche Zwangsmaßnahmen nach § 1832 Ans. 1u. 4 BGB n.F. 

In der Praxis kommt es vor, dass im Falle eines auftretenden Betreuungsbedarfs von der 

anregenden Stelle keine Nachfrage bezüglich einer vorhandenen Vollmacht erfolgt. Die 

beteiligten Angehörigen geben manchmal keine Rückmeldung darüber, dass sie bereits eine 

ausreichende Vollmacht haben.  

Das kann verschiedene Gründe haben. In den Notariaten werden Vorsorgevollmachten 

manchmal im Zusammenhang mit einem anderen Anlass erstellt, z.B. bei der Errichtung 

eines Testaments oder einem Grundstücksübertragungsvertrag. Die Beteiligten erinnern sich 

dann an die anderen Inhalte, aber nicht an die erteilte Vorsorgevollmacht. Wenn sie dann 

bei einem auftretenden Betreuungsbedarf auf die Notwendigkeit einer rechtlichen 

Vertretung angesprochen werden, stimmen sie einem Betreuungsverfahren zu. Wichtig ist 

es vor Anregung einer Betreuung gezielt nach erteilten Vollmachten zu fragen.  

Ein weiterer Hinweis betrifft die Möglichkeit, eine Vorsorgevollmacht ruhen zu lassen. 

Manche Bevollmächtigte sind vorübergehend nicht in der Lage, die Vollmacht auszuüben, 

z.B. wegen einer eigenen Erkrankung, beruflicher Beanspruchung oder auch, weil es 

Konflikte mit den Vollmachtgeber*innen gibt. Daher wird in manchen Fällen trotz einer 

bestehenden Vollmacht eine Fremdbetreuung eingerichtet. Es sollte nicht vergessen 

werden, die Bevollmächtigten darauf hinzuweisen, dass sie die Vollmacht zu einem späteren 

Zeitpunkt wiederverwenden können und die Betreuung dann wieder aufgehoben wird. Auf 

keinen Fall sollten die Bevollmächtigten ein vorhandenes Originaldokument vernichten. 
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Es ist zu berücksichtigen, dass Vorsorgevollmachten nicht immer das geeignete Instrument 

der eigenen Vorsorge sind. Grundlage ist ein hohes Vertrauen der Vollmachtgeber*innen in 

die Bevollmächtigten, dass die Vollmacht im Sinne der Vollmachtgeber*innen eingesetzt 

wird. Da es sich um eine zivilrechtliche Vereinbarung handelt, gibt es keine Kontrollinstanzen 

beispielsweise durch das Betreuungsgericht. Dort liegt ein gewisses Potenzial für einen 

missbräuchlichen Einsatz. Eine Betreuungsverfügung kann helfen, eine Person für eine 

eventuelle Betreuung festzulegen, die dann aber im Rahmen einer Betreuung der Aufsicht 

durch das Betreuungsgericht unterliegt. 

 

In § 1820 Abs. 3 BGB n.F. ist die Kontrollbetreuung geregelt. Dafür sind zwei 

Voraussetzungen notwendig:  

1. Der Vollmachtgeber kann krankheitsbedingt seine Rechte gegenüber dem 

Bevollmächtigten nicht mehr ausüben 

2. Es bestehen konkrete Anhaltspunkte dafür, dass der Bevollmächtigte nicht den 

Wünschen des Vollmachtgebers folgt. 

Der Kontrollbetreuer vertritt die Interessen des Vollmachtgebers und kann zur Abwehr eines 

Schadens für seine Person oder deren Vermögen Maßnahmen bis hin zum Widerruf der 

Vollmacht ergreifen. Der Widerruf bedarf dann aber der Genehmigung des 

Betreuungsgerichts. Eine Kontrollbetreuerbestellung kann vermieden werden, wenn in der 

Vollmacht ein geeigneter Kontrollbevollmächtigter benannt wird und ihm die Aufgaben eines 

Kontrollbetreuers übertragen werden. 

 

 

b. Öffentliche Beglaubigungen 

Bei der öffentlichen Beglaubigung (jetzt § 7 BtOG) hat sich eine Änderung ergeben. Die 

Wirkung der Beglaubigung durch die Betreuungsbehörde endet nun mit dem Tod des 

Vollmachtgebers. Also gelten sie für Grundstücksgeschäfte nur zu Lebzeiten der 

Vollmachtgeber. 

Die Beglaubigungsbefugnis gilt für Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfügungen. Daher 

ist es ratsam, die vorgelegten Dokumente auf ihren Vorsorgecharakter hin zu prüfen.  

Jemand, der Behördenbetreuer ist, darf die Vollmacht für eine von ihm betreute Person 

nicht beglaubigen (§ 7 Abs. 2 Nr. 2 BtOG).  

Im Beurkundungsgesetz NRW sind Bestimmungen für den Umgang mit hörbehinderten, 

sprachbehinderten und sehbehinderten Personen zu finden (Abschnitt 5, §§ 22 ff) 

BeurkG - nichtamtliches Inhaltsverzeichnis (gesetze-im-internet.de) 

Außerdem gibt es auch Publikationen zu Vorsorgeverfügungen in Leichter Sprache. 
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c. Information zu Patientenverfügung 

§ 6 Abs. 3 BtOG: „Die Behörde fördert die Aufklärung und Beratung über 

Vorsorgevollmachten, Betreuungsverfügungen und Patientenverfügungen.“ 

- Die Betreuungsbehörde soll über die bestehenden Beratungsangebote informieren. 

- Sie soll selber keine individuelle Beratung, insbesondere in medizinischer Hinsicht, 

vornehmen. 

- Die Förderung kann z.B. durch kommunale Zuschüsse, Bereitstellung von 

Räumlichkeiten oder Teilnahme an Fachveranstaltungen geschehen. 

d. Vorrang ehrenamtlicher Betreuung 

Falls eine Betreuung notwendig sein sollte, ist bei der Auswahl der Betreuer*innen zu  

berücksichtigen, dass eine ehrenamtliche Betreuung Vorrang gegenüber einer beruflichen  

Betreuung hat (§ 1816 Nr. 5 BtOG). Die Betreuungsvereine sind die Stellen, die  

ehrenamtliche Betreuer*innen gewinnen und weiterhin beraten, fortbilden und  

unterstützen (§ 15 BtOG). Falls kein Betreuungsverein zur Verfügung steht, übernimmt die  

Betreuungsbehörde diese Aufgabe (§ 5 Abs. 2 BtOG). 

 

 

III. Ehegattennotvertretung 

Ab dem 01.01.2023 gilt der § 1358 BGB, die sog. „Ehegattennotvertretung“. Dies umfasst 

folgende Punkte:  

- Einwilligung in Untersuchungen des Gesundheitszustandes, Heilbehandlungen oder 

ärztliche Eingriffe oder Untersagung dieser Maßnahmen, Entgegennahme der 

ärztlichen Erklärungen 

- Vereinbarung und Durchsetzung von Behandlungsverträgen, Krankenhausverträgen 

oder Verträgen über eilige Maßnahmen der Rehabilitation und der Pflege 

- Entscheidung über Maßnahmen nach § 1831 Abs. 4 BGB, sofern die Dauer der 

Maßnahme im Einzelfall sechs Wochen nicht überschreitet 

- Geltendmachung von Ansprüchen, die dem vertretenen Ehegatten aus Anlass der 

Erkrankung gegenüber Dritten zustehen, und Abtreten oder Durchsetzung der 

Zahlung dieser Ansprüche an die Leistungserbringer aus den Behandlungs-, 

Krankenhaus-, Pflege- oder Rehabilitationsverträgen 

- Einsicht in die betreffenden Krankenunterlagen und Bewilligung ihrer Weitergabe an 

Dritte, Entbindung der Ärzte/Ärztinnen von der Schweigepflicht gegenüber dem 

vertretenden Ehegatten 
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In den Fällen, in denen ein Ehegatte wegen Bewusstlosigkeit oder Krankheit seine 

Angelegenheiten rechtlich nicht besorgen kann, ist der andere Ehegatte berechtigt, 

gegenüber den behandelnden Ärzten und den sog. Gesundheitsdienstleistenden die 

Einwilligungen abzugeben bzw. diese zu versagen.  

Die behandelnden Ärzte sind berechtigt, gegebenenfalls Einsicht in das Vorsorgeregister zu 

nehmen. 

Das Vertretungsrecht ist auf sechs Monate befristet und umfasst nur die Gesundheitssorge. 

Es endet auch, wenn der erkrankte Ehepartner wieder selbst entscheiden kann. Daher sollte 

weiter für die Vorsorgevollmacht als umfängliches Instrument der Vorsorge geworben 

werden. 

Das Vertretungsrecht gilt für Verheiratete und für eingetragene Lebenspartnerschaften, 

nicht aber für Lebensgefährten. 

Eine bereits bestehende Betreuung oder eine Vorsorgevollmacht gelten weiter. Die 

Vorsorgevollmacht schließt das gesetzliche Notvertretungsrecht aus, wenn dort der 

Aufgabenbereich der Gesundheitssorge umfasst ist. (s. § 1358 Abs. 3 Nrn. 2 und 3 BGB) 

 

Eine Vertretungspflicht besteht nicht. 

 

Die Ehegattennotvertretung gilt nicht, 

 wenn die Eheleute getrennt leben. 

 wenn vertretenden Ehegatten oder dem behandelnden Arzt bekannt ist, dass der zu 

vertretende Partner die Vertretung ablehnt.  

 für Behandlungen und Untersuchungen im Rahmen des PsychKG.  

 

 

Die Justiz und die Bundesärztekammer haben sich auf ein gemeinsames Formular geeinigt, 

welches dem beteiligten Partner zur Unterschrift vorgelegt werden soll. 

(Muster-)Formulare - Bundesärztekammer (bundesaerztekammer.de) 

 

IV. Hilfen die eine rechtliche Betreuung vermeiden können  

a.  Eingliederungshilfe (SGB IX) 

Das System der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen hat mit seinen 

Assistenzleistungen gemäß § 78 SGB IX und den weiteren Hilfen zur sozialen Teilhabe im 

zweiten Teil des SGB IX das höchste Funktionsniveau für Menschen mit komplexen 

Hilfebedarfen. In Verbindung mit der Einführung der Ergänzenden Unabhängigen 

Teilhabeberatung (EUTB) gewährleistet das Gesamt- und Teilhabeplanverfahren eine 

umfassende Bedarfsfeststellung und Gewährung bedarfsgerechter Hilfen für Menschen mit 
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Behinderungen. § 106 SGB IX gibt vor, dass der Leistungsträger berät und Hilfestellung bei 

Anträgen leistet. Die Grenzen der Assistenzleistungen sind dort erreicht, wo eine 

Hilfestellung nicht ausreicht und stellvertretendes Handeln durch Bevollmächtigte oder 

rechtliche Betreuer erforderlich ist. 

 

b. Übergangsplanverfahren (§ 41 SGB VIII) 

Das mit dem Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) 2021 als Rechtsanspruch eingeführte 

Übergangsplanverfahren gemäß § 41 SGB VIII ermöglicht insbesondere jungen Volljährigen 

mit seelischen Behinderungen den Übergang aus dem System der Jugendhilfe in das der 

Eingliederungshilfe, ohne dass Leistungsunterbrechungen entstehen. Eine sorgfältige 

Ausgestaltung dieser Schnittstelle zwischen Jugendamt bzw. Allgemeinem Sozialdienst (ASD) 

und örtlicher Betreuungsbehörde ist maßgeblich für eine gelingende Vermeidung rechtlicher 

Betreuungen beim Übergang junger Volljähriger in die Selbstständigkeit. Aufgabe der 

Betreuungsbehörde ist es, an dieser Schnittstelle aufmerksam zu prüfen, inwieweit 

tatsächlich ein Unterstützungs- und Vertretungsbedarf besteht, der eine Betreuung 

erforderlich macht oder ob eine gelingende Vermittlung an geeignete andere Hilfen möglich 

ist. 

 

c. Sozialpsychiatrische Dienste NRW 

Die Sozialpsychiatrischen Dienste in Nordrhein-Westfalen arbeiten auf der Grundlage des 

Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Erkrankungen (PsychKG NRW). 

Die Hauptaufgabe der Sozialpsychiatrischen Dienste liegt in der Beratung von Menschen mit 

seelischen Erkrankungen. Hierzu gehören Depressionen, wahnhafte Erkrankungen, Angst-

störungen, Zwangsstörungen, Anpassungsstörungen, Suchterkrankungen und Demenz-

erkrankungen. 

Die Arbeit bezieht sich jedoch nicht nur auf die reine Beratung, ein wichtiger Aspekt ist die 

Vermittlung von individuellen Hilfen und in einem Teil der Fälle zunächst die 

Motivationsarbeit zur Annahme der Hilfen. Eine gute Kenntnis der psychosozialen 

Hilfsangebote in der Region ist hierzu erforderlich. Auch weitergehende therapeutische 

Maßnahmen können vermittelt werden. Die Angebote sind für die Hilfesuchenden 

kostenlos. 

In der Regel arbeiten im Team des Sozialpsychiatrischen Dienstes Sozialarbeiter*innen und 

Sozialpädagog*innen, sowie Ärzt*innen und teilweise Psycholog*innen, Krankenpflegekräfte 

und Betroffenenvertreter*innen. Die Tätigkeit der Sozialpsychiatrischen Dienstes beruht auf 

einem Vertrauensverhältnis zwischen Mitarbeiter*innen und Hilfesuchenden. Alle 

Mitarbeiter*innen unterliegen der Schweigepflicht. 
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d. Entlassmanagement  

Das Entlassmanagement gemäß § 39 Abs. 1a SGB V ist ebenfalls als Rechtsanspruch 

ausgestaltet und dient der Sicherstellung der Versorgung nach einer Krankenhaus-

behandlung. Ziel ist, je nach Bedarf, der nahtlose Übergang in die ambulante Versorgung. 

Soweit in Verträgen der Krankenkassen über die besondere Versorgung zur Vernetzung von 

Behandlungsstrukturen (§ 140a SGB V) nicht bereits entsprechende Regelungen vereinbart 

sind, ist das Nähere im Rahmen von Verträgen mit sonstigen Leistungserbringern der 

gesetzlichen Krankenversicherung und mit Leistungserbringern nach dem Elften Buch sowie 

mit den Pflegekassen zu regeln. Die Krankenhausgesetze der Länder konkretisieren diese 

Leistung als Bestandteil der Krankenhausbehandlung durch die Verpflichtung der Kranken-

hausträger, einen Sozialdienst vorzuhalten, der in der Regel hier maßgeblich beteiligt ist. Das 

Versorgungs- und Entlassmanagement kann eine geeignete „andere Hilfe“ sein.  

Da die mittelbare Mitfinanzierung dieser Hilfe durch die Krankenkassen erfolgt, ergeben sich 

Fragen zur Neutralität des Angebots. Es können im Einzelfall Interessengegensätze 

aufkommen, die es in dieser Situation erforderlich machen, einen rechtlichen Betreuer oder 

eine rechtliche Betreuerin zu bestellen. Ausschlaggebend für die Frage der Erforderlichkeit 

wird der Gesundheitszustand der Betroffenen und seine Auswirkungen auf die Fähigkeiten 

der Patient*innen sein, für die eigenen Interessen einzustehen. Dabei sollte 

mitberücksichtigt werden, ob Angehörige oder andere nahestehende Personen zur 

Verfügung stehen, die in der Lage sind, mit dem Patienten oder der Patientin die Folgen 

seiner oder ihrer rechtlich erheblichen Entscheidungen zu besprechen.  

Eine besondere Schwierigkeit für die Krankenhaussozialdienste bei der Vermittlung von 

Patient*innen in Heimpflege ist momentan die Frage nach der Kostentragung. Die Mehrzahl 

der Einrichtungen wünscht eine „Kostenübernahmegarantie“, welche der Sozialdienst 

natürlich nicht geben kann. Aus diesem Grunde kommt es regelmäßig zu 

Betreuungsanregungen, obwohl die Verlegung in eine Einrichtung für sich organisiert ist. 

Nach § 4 Abs. 2 des Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) gilt folgendes: 

"War der Verbraucher bei Abschluss des Vertrags geschäftsunfähig, so hängt die 

Wirksamkeit des Vertrags von der Genehmigung eines Bevollmächtigten oder Betreuers ab.  

Dies bedeutet, dass „In Ansehung einer bereits bewirkten Leistung und deren Gegenleistung 

der Vertrag als wirksam geschlossen gilt." (§ 108 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist 

entsprechend anzuwenden) 

Es wird bei erbrachten Leistungen also trotz fehlender Genehmigung so getan, als ob der 

Vertrag in diesem Zeitraum wirksam war. 
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e. Schuldnerberatung (§ 16 a SGB II) 

Auch die Schuldnerberatung ist eine Hilfe, die dazu führen kann, dass die Bestellung eines 

rechtlichen Betreuers oder einer rechtlichen Betreuerin nicht erforderlich ist. Insbesondere 

tatsächliche Barrieren dürfen nicht dazu führen, dass die Inanspruchnahme einer 

entsprechenden Beratung nur mit deren Hilfe möglich wird. Allerdings setzt die 

Schuldenregulierung ein hohes Maß an Mitwirkung voraus, wenn es darum geht, einer 

größeren Anzahl von Gläubigerinnen und Gläubigern den außergerichtlichen 

Einigungsversuch zu unterbreiten. Auch der Antrag auf Eröffnung eines Verbraucher- oder 

Regelinsolvenzverfahrens, dessen unterschiedliche Voraussetzungen und die Klärung der 

Frage, ob es sich überhaupt lohnt und von den Betroffenen gewollt ist, einen 

entsprechenden Antrag zu stellen, setzen eine hohe Beratungsintensität voraus. Zudem 

haben die Schuldnerberatungsstellen häufig längere Wartezeiten, bevor mit einer 

Schuldenregulierung begonnen werden kann. Sollten sich bei der Beratung Anhaltspunkte 

dafür ergeben, dass die Schuldner*innen wegen einer Erkrankung oder Behinderung die 

Beratung inhaltlich nicht verstehen und die Leistungen der Schuldnerberatung nicht 

ausreichen, um eine fehlende rechtliche Handlungsfähigkeit zu beseitigen, sollte eine 

rechtliche Betreuung angeregt werden. Fehlende oder ungeeignete Hilfen dürfen an dieser 

Stelle nicht zur Folge haben, dass verschuldete Personen schutzlos bleiben, obwohl sie bei 

der Ausübung ihrer Handlungsfähigkeit erheblich beeinträchtigt sind. 

 

f. Jobcenter (§ 14 SGB II) 

Die Jobcenter sollen neben Leistungen zum Lebensunterhalt insbesondere ein 

beschäftigungsorientiertes Fallmanagement bereitstellen. Grundlage ist § 14 SGB II. Das 

Fallmanagement der Jobcenter hat durch die Einführung von § 16h SGB II ein weiteres 

Instrument zur Förderung schwer zu erreichender junger Menschen (bis 25 Jahre) erhalten. 

Es ist auf Qualifizierung und Arbeitsmarkteingliederung ausgerichtet und soll dabei helfen, 

Schwierigkeiten zu überwinden, die in der individuellen Situation der Leistungsberechtigten 

begründet sind. Die Jobcenter tragen insoweit Verantwortung für die Rehabilitations-

leistungen. Die Betreuungs- und Unterstützungsleistungen sollen den Betroffenen helfen, 

Sozialleistungen zu beantragen, im Sinne des Betreuungsrechts § 1814 BGB n.F.  

anzunehmen und erforderliche therapeutische Behandlungen einzuleiten. Als 

bundesgesetzliche Leistungen sind sie flächendeckend und überall vergleichbar personell 

ausgestattet. 
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g. Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (§§ 67 ff. SGB XII) 

Die Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (z.B. Wohnungslosenhilfe) 

der Sozialhilfeträger ist in den §§ 67 ff. SGB XII geregelt. Sie ist Personen zu gewähren, bei 

denen besondere Lebensverhältnisse (z.B. Wohnungslosigkeit, gewaltgeprägte 

Lebensumstände, Entlassung aus einer geschlossenen Einrichtung, ehemalige 

Strafgefangene etc.) mit sozialen Schwierigkeiten (z.B. der wesentlichen Einschränkung des 

Lebens in der Gemeinschaft durch eigenes oder fremdes ausgrenzendes Verhalten) 

zusammentreffen. Sofern die Betroffenen aus eigener Kraft nicht fähig sind, die 

Schwierigkeiten zu überwinden, sind ihnen geeignete Leistungen zu gewähren. Dazu gehört 

die Beratung, persönliche Betreuung, Hilfen zur Ausbildung, Maßnahmen zur Erlangung und 

Sicherung eines Arbeitsplatzes, Hilfen zu Aufbau und Aufrechterhaltung sozialer 

Beziehungen wie auch Maßnahmen zur Erhaltung und Beschaffung einer Wohnung. 

Aufgrund örtlich unterschiedlicher Personalausstattung dieser Hilfen besteht keine 

einheitliche Leistungsbewilligungspraxis.  

 

h. Grundsicherung (§ 41 ff. SGB XII) 

Die Grundsicherung ist eine bedarfsorientierte Sozialleistung zur Sicherstellung des 

notwendigen Lebensunterhalts bei einer Hilfebedürftigkeit. Sie betrifft Personen, die 

aufgrund ihres Alters oder einer Erwerbsminderung ihren Lebensunterhalt nicht 

sicherstellen können.  

 

i. Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitssuchende (§ 1 SGB II) 

Das Bürgergeld betrifft Personen, die langzeitarbeitslos sind und dem Arbeitsmarkt noch zur 

Verfügung stehen. Hilfe zum Lebensunterhalt kann auch ergänzend gezahlt werden, wenn 

das Arbeitseinkommen und vorrangige Sozialleistungen nicht ausreichen, um den Bedarf zur 

Sicherung des Haushaltes sicherzustellen.  

Neben Geldleistungen können auch Beratungs- und Förderleistungen erbracht werden. 

 

j. Arbeitsförderung (SGB III) 

Das Spektrum der Arbeitsförderung durch die Bundesagentur für Arbeit reicht von 

Information, Beratung, Vermittlung, Förderung der beruflichen Weiterbildung, speziellen 

Eingliederungshilfen für besondere Zielgruppen (z.B. Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber 

zum Ausgleich von Vermittlungseinschränkungen), Berufsausbildungsbeihilfe bis hin zur 

Gewährung von Arbeitslosengeld als Lohnersatzleistung bei Arbeitslosigkeit.  
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k. Kommunale Pflegeberatung 

Die Pflegeberatung soll Pflegebedürftigen oder von Pflegebedürftigkeit Bedrohten und deren 

Angehörigen einen Überblick über das örtliche Hilfsnetzwerk geben. Ziel ist es, zu einem 

längst möglichen Verbleib in der eigenen häuslichen Umgebung zu verhelfen. Das geschieht 

immer durch ein persönliches und individuelles Bedarfsgespräch. Das Beratungsangebot ist 

trägerunabhängig und erfolgt telefonisch, im Büro oder durch einen Hausbesuch. Die 

Beratungsgespräche können zwischen 15 und 120 Minuten dauern und auch mehrmals 

notwendig sein. Der Beratungsaufwand ist vom individuellen Hilfebedarf abhängig und muss 

danach ausgerichtet werden.  

Dabei informiert und berät sie zu den Themen: Beantragung eines Pflegegrades, Aufklärung 

über Ablauf und Inhalte von Begutachtungen des medizinischen Dienstes, Widerspruch 

gegen einen Ablehnungsbescheid der Pflegekasse und die Leistungen der Pflegeversicherung 

nach dem SGB XI, wie z.B. Pflegegeld, Pflegesachleistung, Kombinationsleistung und/oder 

zusätzliche Betreuungs- und Entlastungsleistungen. Außerdem gibt sie einen Überblick über 

die Leistungen die über die Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII beantragt werden können. 

Die kommunale Pflegeberatung verfügt über Kenntnisse der regionalen und überregionalen 

Anbieter von beispielsweise Kurzzeitpflege und/oder Tagespflege, sowie Träger der 

vollstationären Pflege. Des Weiteren ist sie behilflich bei der Suche nach einem ambulanten 

Pflegedienst oder Anbietern von Betreuungs- und Entlastungsleistungen. Falls eine palliative 

Versorgung notwendig ist, berät sie über geeignete ambulante und stationäre Maßnahmen. 

Sie erteilt Auskünfte über Anbieter von Hausnotrufsystemen oder Essen auf Rädern und 

berät außerdem zu den Themen Betreutes Wohnen, behindertengerechtes Wohnen und 

geeignete Pflegehilfsmittel. Des Weiteren informiert die kommunale Pflegeberatung rund 

um das Thema Vorsorgevollmacht, Betreuungsverfügung und Einleitung einer gerichtlichen 

Betreuung.  

Ein weiterer wichtiger Teil der kommunalen Pflegeberatung ist die Zusammenarbeit und 

Vernetzung mit weiteren Beratungsstellen und/oder Leistungsträgern, sowie 

Unterstützungsdienstleistern. 

 

l. Übernahme der Krankenbehandlung für nicht Versicherungspflichtige  

Die Krankenkasse kann für Arbeits- und Erwerbslose, die nicht gesetzlich gegen Krankheit 

versichert sind, für andere Hilfeempfänger sowie für die vom Bundesministerium für 

Gesundheit bezeichneten Personenkreise die Krankenbehandlung übernehmen, sofern der 

Krankenkasse Ersatz der vollen Aufwendungen für den Einzelfall sowie eines angemessenen 

Teils ihrer Verwaltungskosten gewährleistet wird (§ 264 SGB V). 

In der Praxis prüfen die Sozialhilfeträger auch, ob eine erneute Versicherung bei Übernahme 

der Beiträge möglich ist.  
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m. Kommunales Integrationsmanagement (KIM) 

Auf der Grundlage des Teilhabe- und Integrationsgesetzes aus dem Jahre 2021 (TIntG) 

werden flächendeckend für alle Städte und Kreise kommunale Integrationszentren 

eingerichtet. Die Zielgruppe sind Personen mit Migrationshintergrund.  

Deren Aufgaben sind u.a. 

- die schulische und berufliche Integration für Kinder und Jugendliche in Kooperation 

mit den Kommunen zu verbessern 

- Förderung von Maßnahmen zum Erwerb der deutschen Sprache 

- Allgemeine Beratung und Unterstützung bei Behördenangelegenheiten 

- Koordination von Maßnahmen, die der Teilhabe und der Integration dieser 

Personengruppe dienen 

Die Integrationszentren können, insbesondere zu Beginn der Beratungsarbeit, 

Übersetzungsbüros beteiligen. Dadurch lassen sich in komplexen Problemlagen die 

Sachverhalte besser aufklären. Es ist aber nicht ihre Aufgabe, kontinuierlich Sprachmittlung 

zu vermitteln. Die Zuständigkeit eines kommunalen Integrationszentrums endet im Einzelfall 

mit dem Erwerb der Deutschen Staatsbürgerschaft.    

 

n. weitere Angebote 

Umfangreiche Assistenzleistungen nach § 78 SGB IX i.V.m. dem Landesrahmenvertrag nach § 131 

SGB IX können dazu beitragen, Betreuungen zu vermeiden.   

Auch die Bewährungshilfe leistet für den betroffenen Personenkreis weitreichende Hilfen. Sie 

dient u.a. der Hilfe und Betreuung des Verurteilten bei der Bewältigung seines Alltages. 

 

 

V. Barrierefreiheit 

Bürgerinnen und Bürger, die aufgrund einer körperlichen, geistigen oder seelischen 

Behinderung in ihrer Alltagskompetenz eingeschränkt sind, können durchaus mit einer 

Assistenz bzw. fachkundigen Beratung ihre Angelegenheiten noch regeln. Dabei ist der 

Zugang zu diesen Leistungen sicherzustellen. Je nach Art der Behinderung sind dabei 

verschiedene Aspekte zu beachten: 

- Hochbetagte Personen verfügen häufig über keinen eigenen Zugang zu digitalen 

Medien. Bei den über 80-jährigen sind das mehr als 20 Prozent. Die Informations-

materialien sollten deswegen teilweise noch in Papierform vorgehalten werden. 

Denken Sie auch daran, dass dieser Personenkreis meist auch kein Englisch als 

Schulfach hatte. Populäre Begriffe wie Flyer oder Download sind ihnen fremd.  
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Für Senior*innen, die das noch lernen möchten, gibt es eine gedruckte Broschüre in 

großer Schrift von der BAGSO (Bundesarbeitsgemeinschaft der 

Seniorenorganisationen e.V.. 

 

- Für den Personenkreis mit einer Lernbehinderung gibt es meist auch Publikationen in 

der sog. „Leichten Sprache“. Wer sich selber kundig machen möchte, wie die 

Informationen in der leichten Sprache geschrieben werden können, sollte auf der 

Internetseite  https://www.leichte-sprache.org/leichte-sprache/die-regeln/ 

nachschauen. 

 

- Mobilität ist ein wichtiges Thema, damit ältere oder schwerbehinderte Menschen am 

Alltag teilnehmen können und die Beratungsangebote für sie gegebenenfalls 

erreichbar sind. In den Kommunen und Kreisen stehen in der Regel Behinderten-

beauftragte als Ansprechpartner*innen zur Verfügung. Sie können dort alles 

vortragen, was in ihrer Kommune die Teilhabe möglicherweise einschränkt. Es gibt 

z.B. ein Förderprogramm für die Kommunen, um die Anzahl der barrierefreien 

Bushaltestellen vor Ort ausbauen zu können. Zur Barrierefreiheit gehört auch, dass 

die Fahrpläne für Blinde und Sehbehinderte geeignet sind. In ländlichen Regionen ist 

das zunehmend bedeutsam, weil z.B. mit Personal besetzte Filialen der Geldinstitute 

immer weiter reduziert werden. 

 

- Sprachbarrieren stellen ebenfalls zunehmend Hürden bei der persönlichen oder 

gesellschaftlichen Teilhabe dar. Informationen zu möglichen Sozialleistungen oder 

Beratungsangeboten werden nicht verstanden. Probleme können nicht gelöst 

werden oder verschlimmern sich, weil strukturelle Hilfen und Informationen dazu 

nicht verfügbar sind. Gerade bei Krankheit und Behinderung ist es oft schwierig, die 

Kenntnisse der deutschen Sprache zu verbessern. Gezielte Sprachmittlung kann dabei 

helfen, diese Hürden zu reduzieren. In den kommunalen Integrationszentren, die 

flächendeckend in den Kommunen in NRW arbeiten, gibt es häufig Unterstützung bei 

der Vermittlung geeigneter Sprachmittler*innen. 
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VI. Ausgewählte Beratungs- und Unterstützungsansprüche in den   

Sozialgesetzen (Übersicht) 

 

Ausgewählte Beratungs- und Unterstützungsansprüche in den Sozialgesetzen (Übersicht) 
  

Allgemeine Beratungs- und Auskunftsansprüche 
 

  

Beratung § 14 SGB I   

Auskunft § 15 SGB I   

Spezielle Beratungs- und Unterstützungsansprüche 
 

  

Erforderliche Beratung und Unterstützung beim § 29 Abs. 2 S. 6 SGB IX 

Persönlichen Budget (PB) 
 

  

Ergänzende Unabhängige Beratung § 32 SGB IX   

Sicherung der Beratung von Menschen mit Behinderungen § 33 SGB IX   

Beratung und (erforderliche) Unterstützung § 106 SGB IX   

Beratung in der Häuslichkeit zur Sicherung der Qualität  § 37 Abs. 3 SGB XI 

häuslicher Pflege 
 

  

Gebotene Beratung und Unterstützung § 8 SGB XII 

Leistungen der Sozialhilfe insgesamt 
 

  

Beratung in Fragen der Sozialhilfe als Leistungsform der Sozialhilfe § 10 Abs. 2 SGB XII   

Beratung und Unterstützung in sonstigen sozialen Angelegenheiten §10 Abs. 2 SGB XII   

Beratung und (erforderliche) Unterstützung § 11 SGB XII   

Pflegeberatung § 7a SGB XI   

Beratung in der Häuslichkeit zur Sicherung der Qualität § 37 Abs. 3 SGB XI 

häuslicher Pflege 
 

  

Beratung zur Unfallverhütung § 17 SGB VII   

Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von  § 8 a SGB VIII 

Kindern und Jugendlichen 
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Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und Scheidung § 17 SGB VIII   

Beratung zur Vermeidung und Bewältigung von § 2 SchKG 

Schwangerschaftskonflikten  

  

Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der § 18 SGB VIII 

Personensorge und des Umgangsrechts  

 
 

Hilfen zur Aufrechterhaltung des Haushalts SGB XII 

  

Leistungsansprüche SGB XII § 46 SGB XII 

Hilfen zur Rentenantragsstellung  

  

Erziehungsberatung § 28 SGB VIII   

Beratung und Belehrung in Verfahren zur Annahme als Kind § 51 SGB VIII   

Beratung und Unterstützung bei Vaterschaftsfeststellung und § 52 a SGB VIII 

Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
 

  

Beratung und Unterstützung bei Vaterschaftsfeststellung und § 53 SGB VIII 

Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
 

  

Beratung und Unterstützung bei der Ausübung des Umgangsrechts § 6 SGB VIII 

  

Beratung bei Grundsicherung für Arbeitssuchende § 1 SGB II   

Beratung zu Selbsthilfeobliegenheiten und Mitwirkungspflichten, § 14 SGB II 

zur Berechnung der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
 

und zur Auswahl der Leistungen im Rahmen des  
 

Eingliederungsprozesses 
 

  

Schuldnerberatung, Suchtberatung, psychosoziale Beratung, die 

Betreuung minderjähriger Kinder oder von Kindern mit 

Behinderungen oder die häusliche Pflege von Angehörigen 

§ 16 a SGB II 

  

Beratung für Selbstständige § 30 SGB II   

Berufsberatung § 30 SGB III   

Arbeitsmarktberatung § 34 SGB III   

Beratung zur Wiederherstellung, Erhalt und Besserung der § 1 SGB V 

Gesundheit 
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Ernährungsberatung § 21 SGB V   

Beratung über Fragen der Empfängnisregelung § 24 a SGB V   

Beratung über die Erhaltung und den Abbruch der Schwangerschaft § 24 b SGB V   

Beratung der Schwangeren § 24 d SGB V   

präventionsorientierte Beratung zur Früherkennung von  § 25 SGB V 

bevölkerungsmedizinisch bedeutsamen Krankheiten 
 

  

palliativ-pflegerische Beratung § 39 a SGB V   

Hospiz- und Palliativberatung durch die Krankenkassen § 39 b SGB V 

  

Palliativnetzwerk § 37 b SGB V 

  

Beratung und Hilfestellung bei Krankengeldanspruch § 44 Abs. 4 SGB V 
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VII. Gesetzliche Grundlagen und Publikationen 

Artikel 12 UN-BRK (Gleiche Anerkennung vor dem Recht)/Article 12 UN-CRPD (Equal recognition 

before the law) | Deutsches Institut für Menschenrechte (institut-fuer-menschenrechte.de) 

Betreuungsorganisationsgesetz – Online-Lexikon Betreuungsrecht (lexikon-betreuungsrecht.de) 

Sozialgesetzbuch (SGB) SGB I bis XIV (sozialgesetzbuch-sgb.de) 

Startseite – Umsetzungsbegleitung Bundesteilhabegesetz (umsetzungsbegleitung-bthg.de) 

Kooperation und Abgrenzung – Das Verhältnis von Rechtlicher Betreuung und sozialer, pflegerischer 

und gesundheitlicher Unterstützung (deutscher-verein.de) 

Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung (EUTB) | www.teilhabeberatung.de 

REHADAT-Recht 

Gesund und Fit im Alter mit Gut versorgt in ... (gut-versorgt-in.de) 

KoKoBe und SPZ | LVR 

Über uns | Sozialverband VdK Deutschland e.V. 

LWL | Startseite - BAGüS (bagues.de) 

(Muster-)Formulare - Bundesärztekammer (bundesaerztekammer.de) 

SGB II - 2. Sozialgesetzbuch (sozialhilfe24.de) 

Startseite (bar-frankfurt.de) 

Berufliche Reha > Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben - betanet 

www.bgt-ev.de 

Wichtige Begriffe im Zusammenhang mit dem Bürger-Geld (arbeitsagentur.de) 

Kommunales Integrationsmanagement NRW | Chancen NRW (mkjfgfi.nrw) 

BMJ | Leichte Sprache | Vorsorge- und Betreuungsvollmacht 

BMJ | Suche 
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Impressum 

Kontakt: 

Geschäftsstelle ÜAG 

Landschaftsverband Westfalen-Lippe 

Landesbetreuungsamt 

Hörster Platz 2 

48133 Münster 

Tel: 0251/5915110 

E-Mail: geschaeftsstelle-ueag@lwl.org 

 

An der Erstellung dieser Handlungsempfehlung haben folgende 

Personen mitgewirkt: 

Lothar Buddinger (Märkischer Kreis), Ludger Schulten (Caritasverband 

Münster), Jeannette Fritz (Stadt Kamp-Lintfort) Gustav Arnold 

(Landesverband für ehrenamtliche Betreuer und Bevollmächtigte 

NRW) und Michael Römpke (Betreuungsstelle Kreis Wesel)  


